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BNotO § 21; BeurkG §§ 39, 39a, 42; HGB § 9
Registerbescheinigung und Fertigung 
eines beglaubigten Handelsregisteraus-
zugs durch den Notar aufgrund Einsicht in 
das elektronisch geführte Handelsregister

I. Fragen
1. Darf der Notar einen Ausdruck aus dem elektronischen 
Handelsre gister, den er selbst abgerufen hat, notariell 
beglaubigen? Lässt sich dieser Auszug als beglaubigter 
Handels registerauszug im Rechtsverkehr verwenden?

2. Kann der Notar auf andere Art beweiskräftig die 
Einsicht in das elektronische Handelsre gister dokumentie-
ren? 

II. Zur Rechtslage
1. Beglaubigter Handelsregisterauszug
a) Amtlicher Ausdruck oder beglaubigte Abschrift 
des Registergerichts
Gem. § 9 Abs. 1 S. 1 HGB ist die Einsicht in das 
Handelsregisters und in die zum Handelsregister einge-
reichten Schriftstücke jedermann zu Informationszwecken 
gestattet. Gem. § 9 Abs. 4 HGB kann dabei von den 

Eintragungen und den zum Handelsregister eingereichten 
Dokumenten ein Ausdruck verlangt werden, von den ein-
gereichten Schriftstücken, die nur in Papierform vorliegen, 
kann eine Abschrift gefordert werden. Die Abschrift ist 
nach § 9 Abs. 4 S. 3 HGB von der Geschäftsstelle zu be-
glaubigen und der Ausdruck als amtlicher Ausdruck zu 
fertigen, wenn nicht auf die Beglaubigung verzichtet wird. 

b) Keine beglaubigte Abschrift aufgrund Handels-
registereinsicht des Notars
Bereits aus dem Wortlaut des § 9 Abs. 4 S. 3 HGB ergibt 
sich, dass für die Beglaubigung von Abschriften aus dem 
Handelsregister und für amtliche Ausdrucke grundsätz-
lich nur die Ge schäftsstelle des Gerichts zuständig ist, 
bei dem das Handelsregister geführt wird. Funktionell 
zustän dig ist dort der jeweilige Urkundsbeamte (§§ 10, 
29, 30, 30a HRV). Entsprechend dem Wort laut des § 9 
Abs. 4 HGB vertritt nach unserem Kenntnisstand nie-
mand, dass auch der Notar eine entsprechende beglaubigte 
Abschrift oder einen amtlichen Ausdruck fertigen kann. 
Die Handelsregisterverordnung (HRV) enthält dazu kei-
ne Vorschriften; vielmehr heißt es in § 29 HRV, dass der 
„Urkundsbeamte der Geschäftsstelle“ zuständig ist, u. a. 
für die Erteilung von Ausdrucken oder Abschriften. Die 
Zuständigkeit des Notars verneinte auch das OLG Hamm 
(OLGZ 1967, 333, 339 f.). 

Nichts anderes ergibt sich u. E. aus den Ausführungen 
von Malzer (DNotZ 2006, 9, 16), der lediglich die nota-
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rielle Beglaubigung eines einfachen Ausdrucks aus dem 
elektronischen Handelsregister behandelt. Einem solchen 
Ausdruck kommt jedoch keine höhere Beweiskraft als dem 
Ausdruck selbst zu (zu §§ 39, 39a, 42 BeurkG noch im 
Folgenden).

c) Beglaubigte Abschrift nach § 42 BeurkG
Vom beglaubigten Handelsregisterauszug i. S. d. § 9 Abs. 4 
HGB zu unterscheiden ist die beglaubigte Abschrift i. S. d. 
§ 42 BeurkG. Wird dem Notar ein vom Handelsregister er-
stellter (amtlicher) Ausdruck nach § 9 Abs. 4 HGB vorge-
legt, so kann der Notar hiervon selbstverständlich – wie von 
allen anderen Urkunden auch – beglaubigte Abschriften 
nach § 42 BeurkG fertigen. 

Dies setzt aber voraus, dass bereits ein vom Registergericht 
erstellter Auszug oder Ausdruck als Urkunde vorhanden ist, 
denn eine beglaubigte Abschrift nach § 42 BeurkG kann 
nur von einer Urkunde gefertigt werden. Dabei braucht 
es sich zwar nicht um ein Schriftstück zu handeln – auch 
von Plänen, Stammbäu men und Zeichnungen aller Art 
darf der Notar Ab schriften beglaubigen (Winkler, BeurkG, 
17. Aufl. 2013, § 42 Rn. 12; Preuß, in: Armbrüster/Preuß/
Renner, BeurkG/DONot, 6. Aufl. 2013, § 42 BeurkG Rn. 4; 
Heinemann, in: Grziwotz/Heinemann, BeurkG, 2012, § 42 
Rn. 7; Eylmann/Vaasen/Limmer, BNotO/BeurkG, 3. Aufl. 
2011, § 42 BeurkG Rn. 2; Lerch, BeurkG, 4. Aufl. 2011, 
§ 42 Rn. 3). Die beglaubigte Abschrift einer elektroni-
schen Einsicht, wie etwa der Einsicht in das elekt ronische 
Handelsregister, ist nach § 42 BeurkG indes nicht möglich. 

Denkbar wäre aber die Beglaubigung des Ausdrucks eines 
elektronischen Dokuments, das mit einer qualifizierten 
elektronischen Signatur nach dem Signaturgesetz ver-
sehen ist (§ 42 Abs. 4 BeurkG), etwa die elektroni-
sche Übermittlung eines amtlichen Ausdrucks nach § 30a 
Abs. 5 HRV, oder die elektronische Abschriftsbeglaubigung 
eines (unsignierten) elektronischen Dokuments nach § 39a 
BeurkG, das wiederum nach § 42 Abs. 4 BeurkG in eine 
beglaubigte Abschrift umgewandelt werden kann (Malzer, 
DNotZ 2006, 9, 16; zum Medientransfer auch: Preuß, § 42 
BeurkG Rn. 16 ff.). Im letztgenannten Fall handelt es sich 
nur um eine (elektronische) Abschrift eines elektronischen 
Dokuments, die keine höhere Beweiskraft als das elektroni-
schen Dokument selbst entfaltet; ebenso liegt es, wenn (was 
möglich ist) nach § 42 BeurkG eine beglaubigte Abschrift 
von einem einfachen Ausdruck aus dem Handelsregister 
erstellt wird.

2. Registerbescheinigung nach § 21 BNotO 
a) Registerbescheinigung aufgrund Einsicht in das 
elektronische Handelsregister
Von der Fertigung eines notariell beglaubig-
ten Handelsregisterauszugs zu unter scheiden ist die 
vom Notar gem. § 21 BNotO erstellte Registerbe-
scheinigung. § 21 BNotO enthält insoweit eine ausdrück-
liche Zuständigkeitsnorm für Notare. Voraussetzung der 
Registerbescheinigung ist gem. § 21 Abs. 2 BNotO, dass 
sich der Notar zuvor über die Eintragung Gewissheit ver-
schafft hat und diese Gewissheit auf Einsicht nahme in das 
Register oder in eine beglaubigte Abschrift davon beruht. 

Die Registerbescheinigung kann nach heute allgemeiner 
Auffassung auch aufgrund Einsicht in das elektronisch 
geführte Handelsregister ausgestellt werden (Winkler, 
§ 12 Rn. 23; Piegsa, in: Armbrüster/Preuß/Renner, § 12 
BeurkG Rn. 28; Sandkühler, in: Arndt/Lerch/Sandkühler, 

BNotO, 7. Aufl. 2012, § 21 Rn. 13; Heinemann, § 12 
Rn. 13; Eylmann/Vaasen/Limmer, § 21 BNotO Rn. 13). 

b) Ausdruck des Handelsregisters als Teil der 
Registerbescheinigung
Beurkundungsrechtlich zulässig wäre es, im Rahmen der 
Registerbescheini gung zunächst den Inhalt des Registers 
festzustellen. Dies könnte theoretisch auch derart ge-
schehen, dass der Notar einen entsprechenden Vermerk 
vor oder auf einen Ausdruck aus dem elektronischen 
Handelsregister setzt. Bereits vor Inkrafttreten des § 23 
RNotO als Vorgängernorm des heutigen § 21 BNotO konn-
ten Notare anerkanntermaßen bezeugen, dass ihnen ein 
Zeugnis des Registergerichts vorgelegen habe, und dessen 
Inhalt wortgetreu in ihrer Bescheinigung wiedergeben (vgl. 
Schippel/Bracker/Reithmann, BNotO, 9. Aufl. 2011, § 21 
Rn. 2). 

c) Rechtliche Schlussfolgerung in der Register-
bescheinigung
Die Registerbescheinigung nach § 21 BNotO zeichnet 
sich allerdings dadurch aus, dass der Notar über die reine 
Wahrnehmung von Tatsachen hinaus aus den wahrgenom-
menen Tatsachen auch eine rechtliche Schlussfolgerung 
zieht. Die Bescheinigung über den Registerinhalt nach § 21 
BNotO setzt daher eine eigene rechtliche Würdigung des 
Notars voraus (Sandkühler, § 21 Rn. 4; Eylmann/Vaasen/
Limmer, § 21 BNotO Rn. 2; Schippel/Bracker/Reithmann, 
§ 21 Rn. 8 ff.). 

Eine Registerbescheinigung i. S. d. § 21 BNotO liegt 
also nur vor, wenn der Notar über die Wiedergabe des 
Registerinhalts hinaus rechtliche Schlussfolgerungen im 
Hinblick auf die Vertre tungsmacht, das Bestehen oder den 
Sitz einer Gesellschaft, eine Firmenänderung, Umwandlung 
oder an dere rechtserhebliche Umstände zieht.

3. Vermerkurkunde über Einsicht in das elektroni-
sche Handelsregister
a) Vermerk über Eintragung in öffentliches Register
Nach § 39 BeurkG ist es beurkundungsrechtlich zu-
lässig, dass der Notar eine Urkunde in Vermerkform 
über Eintragungen in ein öffentliches Register ausstellt. 
Als solches Re gister kommt insbesondere das Handels-, 
Vereins-, Genossenschafts- oder Partner schaftsregister in 
Betracht (Winkler, § 39 Rn. 10; Grziwotz, in: Grziwotz/
Heinemann, § 39 Rn. 5; Lerch, § 39 Rn. 3; vgl. auch 
Malzer, DNotZ 2006, 9, 16; BT-Drucks. 16/12319, S. 20). 

Im Unterschied zur Registerbescheinigung nach § 21 
BNotO enthält ein Vermerk nach § 39 BeurkG ledig-
lich ein Zeugnis über die vom Notar wahrgenommene 
Tatsache, d. h. über den Inhalt der öffentlichen Register, 
nicht aber eine rechtliche Beurteilung des Wahrgenomme-
nen (Winkler, § 39 Rn. 11; Grziwotz, § 39 Rn. 5; Lerch, 
§ 39 Rn. 3). Allerdings können Vermerke nach § 39 BeurkG 
mit einer Registerbescheinigung nach § 21 BNotO verbun-
den werden (Winkler, § 39 Rn. 11; Grziwotz, § 39 Rn. 9; 
Lerch, § 39 Rn. 3).

Das Zeugnis ist öffentliche Urkunde i. S. d. § 29 GBO 
und hat dieselbe Beweiskraft wie ein beglaubigter 
Registerauszug. Es erbringt wie der Registerauszug nur 
Beweis für die Ein tragung, nicht aber für deren Richtigkeit 
(Winkler, § 39 Rn. 11; Grziwotz, § 39 Rn. 9; Lerch, 
§ 39 Rn. 3). Im Grundbuchverfahren reicht die notarielle 
Tatsachenbescheinigung allerdings wegen § 32 Abs. 1 GBO 



DNotI-Report 11/2014  Juni 2014 83

nicht aus (BeckOK-GBO/Otto, Std.: 1.4.2014, § 32 Rn. 51; 
BT-Drucks. 16/12319, S. 20).

b) Vermerk aufgrund Einsicht in das elektronische 
Register
Da eine Einsicht in das elektronisch geführte Handelsregister 
für die Erstellung einer Registerbescheinigung nach § 21 
BNotO ausreicht (s. Ziff. 2 a]), muss die elektronische 
Einsicht auch für eine Zeugnisurkunde nach § 39 BeurkG 
genügen. 

Beurkundungsrechtlich spricht nichts dagegen, den Inhalt 
des wahrgenommenen Re gisters durch einen Ausdruck aus 
dem elektronischen Register wiederzugeben.

BGB §§ 130, 145, 147, 148, 177, 308 Nr. 1 
Widerruf und Genehmigung eines 
Angebots, das von einem vollmachtlosen 
Vertre ter abgegeben wurde; zweijährige 
Bindungsfrist  

I. S achverhalt
A und B sind mit Anteilen zu je ½ Eigentümer eines 
Grundstücks. A, handelnd im eigenen Namen und zugleich 
als Vertreter ohne Vertretungsmacht für B, hat dem C in 
notarieller Urkunde das Grundstück zum Kauf angeboten; 
A und B sollen an das Angebot bis 2016 gebunden sein. B 
hat das Angebot noch nicht genehmigt und es ist C auch 
noch nicht zugegangen. A, B und C sind keine Unternehmer 
i. S. v. § 14 BGB.

II. Fragen
1. Ist bei einem Angebot vollmachtlose Vertretung zulässig?

2. Kann A das Angebot vor Genehmigung des B und vor 
Zugang bei C durch einseitige Er klärung gegenüber C wi-
derrufen?

3. Kann A den B mit den Rechtsfolgen des § 177 Abs. 2 
BGB zur Genehmigung auffordern?

4. Begegnet die lange Bindungsfrist unter Privatleuten 
rechtlichen Bedenken?

III. Zur Rechtslage 
1. Vollmachtlose Vertretung bei Abgabe eines 
Angebots
Vertretung ist bei Abgabe einer Willenserklärung grundsätz-
lich immer möglich, so fern die Erklärung nicht ausnahms-
weise höchstpersönlich abgegeben werden muss. Dies gilt 
im Prinzip auch für das Handeln eines vollmachtlosen 
Vertreters (dessen Erklärungen binden den Vollmachtgeber 
freilich nur, wenn er die in seinem Namen vollmacht-
los abgege bene Erklärung nachträglich genehmigt). Gem. 
§ 180 S. 1 BGB ist die Vertretung ohne Vertretungsmacht 
jedoch bei einem einseitigen Rechtsgeschäft grundsätzlich 
unzulässig. Die Abgabe eines Ange bots stellt allerdings 
kein einseitiges Rechtsgeschäft dar, sondern eine einsei tige 
empfangsbedürftige Willenserklärung, die Teil eines mehr-
seitigen Rechtsgeschäfts wird (Palandt/Ellenberger, BGB, 
73. Aufl. 2014, § 145 Rn. 1). § 180 BGB ist folglich nicht 
an wendbar. Im Ergebnis kann das Angebot somit in voll-
machtloser Vertretung abgegeben werden. 

2. Widerruf des Angebots vor Genehmigung des B 
und vor Zugang bei C
Eine Willenserklärung, die einem anderen gegenüber ab-
zugeben ist und in des sen Abwesenheit abgegeben wird, 
erlangt in dem Zeitpunkt Wirksamkeit, in dem sie dem an-
deren zugeht. Sie wird nicht wirksam, wenn dem anderen 
vorher oder gleichzeitig ein Widerruf zugeht (§ 130 Abs. 1 
BGB). Das vorliegende Angebots ist daher jedenfalls nur 
so lange widerruflich, als es dem C noch nicht zugegangen 
ist. 

Soweit A das Angebot im eigenen Namen abgegeben hat, 
ist er bis zum Zugang des Ange bots bei C, unabhängig 
von einer Genehmigung des B, allein zum Widerruf be-
rechtigt. Fraglich ist lediglich, ob A das Angebot auch 
für den B widerrufen kann. Hierfür ließe sich anführen, 
dass A nur eine von ihm selbst abgegebene Erklärung wi-
derriefe und diese mangels Genehmigung des B ohnehin 
noch schwebend unwirk sam ist. Allerdings bedeutet der 
Widerruf einer Willenserklärung ein rechts gestaltendes 
einseitiges Rechtsgeschäft (Palandt/Ellenberger, Vor 
§ 104 Rn. 11, 17). Bei einem einseitigen Rechtsgeschäft 
ist Vertretung ohne Vertretungsmacht grundsätzlich 
unzulässig (s. Ziff. 1), sofern nicht ausnahmsweise ein 
Fall des § 180 S. 2 BGB vorliegt. Greift § 180 S. 2 BGB 
ein, so sind die Vorschriften über Verträge entspre chend 
anwendbar, und B könnte folglich den von A in sei-
nem Namen erklärten Widerruf nachträglich genehmigen. 
Allein kann der Vertreter ohne Vertretungsmacht dem-
nach aber nicht über das Wirksamwerden des An gebots 
disponieren (vgl. auch MünchKommBGB/Bayreuther, 
6. Aufl. 2012, § 184 Rn. 4; Staudinger/Gursky, BGB, 
Neu bearb. 2009, § 184 Rn. 8). 

3. Aufforderung zur Genehmigung des Angebots 
gem. § 177 Abs. 2 BGB 
Will der vollmachtlos Vertretene die Erklärungen des voll-
machtlosen Vertreters genehmi gen, so kann er dies auch 
gegenüber dem vollmachtlosen Vertreter selbst tun. Die 
Genehmigung beendet den von § 177 Abs. 1 BGB ange-
ordneten Schwebezustand. Ist sie noch nicht erteilt, kann 
der andere Teil den voll machtlos Vertretenen gem. § 177 
Abs. 2 BGB zur Erklärung darüber auffordern. Erklärt der 
Vertretene die Genehmigung daraufhin nicht innerhalb 
von zwei Wochen nach Empfang der Aufforderung, so gilt 
sie als verweigert (§ 177 Abs. 2 S. 2 Hs. 2 BGB). 

Der Gesetzeswortlaut knüpft die Rechtswirkung des 
§ 177 Abs. 2 BGB also nur an die vom anderen 
Vertragsteil (vorliegend C) erklärte Auffor derung. Dass 
der vollmachtlose Vertreter diese Rechtswirkungen herbei-
führen kann, sieht das Gesetz nicht vor. Auch eine analoge 
Anwendung scheidet aus. Denn unabhängig davon, ob 
über haupt von einer planwidrigen Regelungslücke auszu-
gehen ist, fehlt es an ei ner vergleichbaren Interessenlage. 
Nach seinem Sinn und Zweck soll § 177 Abs. 2 BGB dem 
anderen Vertragsteil die Möglichkeit geben, den für ihn 
regelmäßig unbefriedigenden Schwebezustand auch dann 
zu beenden, wenn der vollmachtlos Vertretene sich nicht 
erklären will. Diese Interessenlage besteht für den voll-
machtlosen Vertreter nicht. Zwar haftet er gem. § 179 
Abs. 1 BGB dem anderen Ver tragsteil, wenn der Vertre-
tene die Genehmigung verweigert und der andere Teil 
den Mangel der Vertretungsmacht nicht kannte oder ken-
nen musste (§ 179 Abs. 3 S. 1 BGB). Der vollmachtlose 
Vertreter bleibt somit während des Schwebezustands darü-
ber im Unklaren, ob er haften muss oder nicht. Allerdings 



84 DNotI-Report 11/2014  Juni 2014

wäre es für ihn nachteilig, durch Herbeiführung der Fiktion 
nach Ab lauf von zwei Wochen die ihm bloß drohende 
Haftung in eine tatsächliche Haftung zu verwandeln. Für 
eine solche Möglichkeit des vollmachtlosen Vertreters be-
steht kein Bedürfnis. Eine analoge Anwendung des § 177 
Abs. 2 BGB wird daher, soweit ersichtlich, auch nirgends 
befürwortet. 

4. Zweijährige Bindung an das Angebot
Bei Abgabe des Angebots darf der Offerent eine Frist 
bestimmen, innerhalb derer das Angebot angenommen 
werden kann. Während dieser Frist ist er an das Angebot 
gebun den. In der Bemessung der Frist ist der Offerent 
grundsätzlich frei (Palandt/Ellenberger, § 148 Rn. 1  f.). 
Die Grenze des Zulässigen ergibt sich regelmäßig nur 
aus § 138 BGB. Im Falle eines für 99 Jahre bestell-
ten Erbbaurechts hatte der BGH (MittBayNot 2013, 
477 = ZNotP 2013, 382) etwa über ein Angebot zum 
Ankauf des Erbbaugrundstücks zu entscheiden, das eine 
Bindungsdauer von 44 Jahren vorsah. Selbst diese lange 
Bindung beanstandete der BGH nicht. 

Etwas anderes gilt indes, wenn die Bindungsfrist eine 
Allgemeine Geschäftsbedingung darstellt. In diesem Fall 
greift § 308 Nr. 1 BGB: Hiernach ist eine Bestimmung un-
wirksam, durch die sich der Verwen der unangemessen lan-
ge Fristen für die Annahme oder Ablehnung eines Angebots 
vorbe hält. Der BGH hat in jüngerer Zeit entschieden, dass 
im Rahmen dieser Bestimmung eine Bindungsfrist des 
Offerenten regelmäßig nicht länger als vier Wochen be-
tragen darf (DNotZ 2010, 913; DNotZ 2014, 41; DNotZ 
2014, 358). Die vom BGH konkretisierten Anforderungen 
an eine wirksame Frist nach § 308 Nr. 1 BGB sind nicht 
nur auf Verbraucherverträge, sondern auf alle Arten von 
Allgemeinen Geschäftsbedingungen anzuwenden. Sofern 
die Bindungsfrist daher vorliegend als von C gestell-
te Allgemeine Geschäftsbedingung anzusehen ist, wäre 
sie angesichts der zweijährigen Dauer gem. § 308 Nr. 1 
BGB unwirksam. Handelt es sich hingegen nicht um eine 
Allgemeine Geschäftsbedingung, so hängt die Zulässigkeit 
von den Umständen des Einzelfalls ab, dürfte im Grundsatz 
aber zu bejahen sein (vgl. auch Staudinger/Bork,  Neubearb. 
2010, § 148 Rn. 5; MünchKommBGB/Busche, § 148 
Rn. 5).
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BeurkG § 44a; ZPO § 415 Abs. 1
Ergänzung einer Urkunde nach Abschluss des 
Beurkundungsverfahrens
Abruf-Nr.: 132653

EGBGB Art. 15
Argentinien: Rechtsnatur der Sociedad Conyugal
Abruf-Nr.: 133355

BGB § 640 Abs. 1 S. 1
Konkludente Abnahme einer Werkleistung

Eine konkludente Abnahme kommt in Betracht, wenn 
das Werk nach den Vorstellungen des Auftraggebers 
im Wesentlichen mangelfrei fertiggestellt ist und der 
Auftragnehmer das Verhalten des Auftraggebers als 
Billigung seiner erbrachten Leistung als im Wesentlichen 
vertragsgerecht verstehen darf. 

BGH, Urt. v. 20.2.2014 – VII ZR 26/12

Problem
Im Jahre 1998 beauftragte die Klägerin den Architekten 
Sch. – an dessen Stelle später die Beklagte trat – mit 
Architektenleistungen und Tragwerksplanungen für das 
Bauvorhaben „Ganzjahresbad K.“. Das Bad wurde im 
Dezember 2000 in Betrieb genommen. Mit Schreiben 
vom Februar 2004 bat die Klägerin die Beklagte um 
Übergabe des Unterlagenbestands zur Baumaßnahme. In 
dem Schreiben hieß es u. a.: „In Anbetracht der Tatsache, 
dass die Baumaßnahme Ganzjahresbad K. wie durch Sie 
vermerkt als abgeschlossen gilt, ist nicht zu erkennen, 
weshalb die Unterlagen noch weiterhin in Ihrem Haus 
verbleiben sollen. Nach ordentlicher Archivierung in 
unserem Haus stehen Ihnen die Unterlagen auch weiterhin 
nach Absprache als Sichtungsmaterial zur Verfügung“. Die 
Beklagte übergab daraufhin der Klägerin die gewünschten 
Unterlagen. 

Im April 2010 begehrte die Klägerin sodann von der 
Beklagten Schadensersatz wegen Kosten aus der 
Beseitigung von Mängeln am Ganzjahresbad, darüber 
hinaus Feststellung, dass die Beklagte auch zum Ersatz 
weiterer aus der Mängelbeseitigung entstehender Kosten 
verpflichtet sei. Die Klägerin stützte ihr Begehren auf 
angebliche Planungs- und Überwachungsfehler bei der 
Bauausführung. Die Beklagte hat gegenüber dem Ansinnen 
der Klägerin u. a. die Einrede der Verjährung erhoben. 
Das Berufungsgericht hat daraufhin die Klage wegen 
Verjährung etwaiger Schadensersatzansprüche abgewiesen.

Entscheidung
Einleitend weist der BGH darauf hin, dass auf einen 
etwaigen Schadensersatzanspruch der Klägerin gem. § 635 
BGB a. F. wegen eines Planungs- und Überwachungsfehlers 
der Beklagten nach Maßgabe der Überleitungsvorschrift 
des Art. 229 § 6 Abs. 1 S. 1 EGBGB grundsätzlich (d. h., 
sofern nicht ausnahmsweise ein arglistiges Verschweigen 
von Mängeln anzunehmen sei) die fünfjährige 
Verjährungsfrist des § 634a Abs. 1 Nr. 2 BGB n. F. zur 
Anwendung komme. Der Lauf der Frist beginne, wenn die 
Abnahme erfolgt sei (Art. 229 § 6 Abs. 1 S. 2 EGBGB, 
§ 638 Abs. 1 S. 2 BGB a. F., § 634a Abs. 2 BGB n. F.) oder 
Umstände gegeben seien, nach denen eine Erfüllung des 
Vertrags nicht mehr in Betracht komme (BGH NJW 2011, 
1224, 1225 Tz. 16; NJW 2010, 3573, 3574 Tz. 23).

Der BGH erinnert sodann daran, dass eine Abnahme nicht 
nur ausdrücklich, sondern auch konkludent, d. h. durch 
schlüssiges Verhalten des Auftraggebers erfolgen könne. 
Eine Abnahme sei anzunehmen, wenn der Auftraggeber 
gegenüber dem Auftragnehmer auch ohne ausdrückliche 
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Erklärung erkennen lasse, dass er das Werk als im 
Wesentlichen vertragsgerecht billige. Erforderlich sei 
ein tatsächliches Verhalten des Auftraggebers, das geeignet 
sei, seinen Abnahmewillen dem Auftraggeber gegenüber 
eindeutig und schlüssig zum Ausdruck zu bringen. Ob eine 
konkludente Abnahme vorliege, beurteile sich grundsätzlich 
nach den Umständen des Einzelfalls. Ausgehend hiervon sei 
es nicht zu beanstanden, wenn das Berufungsgericht im 
Anfordern und Entgegennehmen der Bauunterlagen im 
Jahre 2004 nach den Gesamtumständen eine konkludente 
Abnahme erkenne; beide Vertragsbeteiligten seien 
ersichtlich davon ausgegangen, dass das Bauvorhaben 
vollendet sei und demzufolge die vom Architekten 
geschuldeten Leistungen erbracht gewesen seien.

Soweit die Klägerin geltend mache, zum Zeitpunkt des 
Anforderns der Unterlagen seien die Architektenleistungen 
noch nicht vollständig erbracht gewesen (es habe noch 
Leistungsphase 9 des § 15 HOAI ausgestanden), führe dies 
zu keiner abweichenden Beurteilung. Zwar lasse sich eine 
konkludente Abnahme im Regelfall nur dann annehmen, 
wenn alle vertraglich geschuldeten Leistungen 
erbracht seien. Die Vollendung des Werks sei jedoch 
nicht ausnahmslos Voraussetzung. Es komme nämlich 
stets darauf an, ob der Auftragnehmer das Verhalten 
des Auftraggebers nach den gesamten Umständen 
des Einzelfalls dahingehend verstehen dürfe, dass die 
erbrachten Leistungen als im Wesentlichen vertragsgerecht 
gebilligt würden. Dies könne ausnahmsweise auch dann 
der Fall sein, wenn die Leistung noch nicht vollständig 
fertiggestellt oder mit Mängeln behaftet sei. Mit dem 
Anfordern der Unterlagen zum Zwecke der Archivierung 
habe die Klägerin zum Ausdruck gebracht, sie sehe die 
Arbeiten der Beklagten als im Wesentlichen beendet an.

Im Ergebnis hebt der BGH das angefochtene Urteil 
gleichwohl auf und verweist die Sache zur neuen Verhandlung 
und Entscheidung an das Berufungsgericht zurück (§ 563 
Abs. 1 S. 1 ZPO). Das Berufungsgericht habe nämlich 
seine Pflicht gem. Art. 103 Abs. 1 GG (rechtliches Gehör) 
verletzt, indem es das substantiierte Vorbringen der Klägerin 
zu einem etwaigen arglistigen Verhalten der Beklagten 
unberücksichtigt und unaufgeklärt gelassen habe. Sollte die 
Beklagte einen Mangel nicht arglistig verschwiegen haben, 
werde das Berufungsgericht den Sachverhalt noch unter 
dem Gesichtspunkt würdigen müssen, ob der Einrede der 
Verjährung evtl. die Grundsätze der Sekundärhaftung 
bei Architektenverträgen entgegenstünden.

BGB §§ 138, 181, 164; GmbHG §§ 15, 33
Sittenwidrigkeit eines Vertrags über Verkauf 
und Abtretung von GmbH-Geschäftsanteilen; 
Kollusion; Missbrauch einer Vollmacht mit 
Befreiung von § 181 BGB; Einschaltung eines 
arglosen Untervertreters; Veranlassung eines 
arglosen „Mitvertreters“; Veräußerung eigener 
Geschäftsanteile der GmbH

Ein Vertrag ist wegen sittenwidriger Kollusion nichtig, 
wenn ein von den Voraussetzungen des § 181 BGB be-
freiter Bevollmächtigter seine Vollmacht missbraucht, 
um mit sich als Geschäftsgegner ein Geschäft zum 
Nachteil des Vertretenen abzuschließen. Ein solcher 
Fall liegt auch vor, wenn der Vertreter einen arglo-

sen Untervertreter einschaltet oder er aufgrund sei-
ner Vertretungsmacht einen weiteren, arglosen (Mit)-
Vertreter zu dem Geschäft veranlasst und so das 
Insichgeschäft verschleiert.

BGH, Urt. v. 28.1.2014 – II ZR 371/12

Problem
Die vorliegende Entscheidung betrifft im Kern eine miss-
bräuchliche Veräußerung von Geschäftsanteilen, die eine 
am eigentlichen Vertrag nicht beteiligte Person veranlasst 
hatte.

An der GmbH, deren Anteile veräußert wurden, wa-
ren neben der Klägerin ihr Ehemann, der Beklagte zu 
3 (im Folgenden: B3), und eine schweizerische AG 
(Q-AG) beteiligt. Die Q-AG war möglicherweise eine 
100%ige Tochtergesellschaft der GmbH, jedenfalls aber 
im Verhältnis zu ihr ein abhängiges Unternehmen. Die 
Anteile der AG waren daher letztlich als eigene Anteile 
der GmbH zu werten. Nachdem sich B3 von der Klägerin 
getrennt hatte, übertrug er seine Anteile an der GmbH im 
November 2008 auf die Q-AG. Im Februar 2009 berief die 
Klägerin den B3 als Geschäftsführer der GmbH ab und be-
stellte sich zur neuen Geschäftsführerin. Anschließend in-
formierte sie B3 und den Verwaltungsrat der Q-AG (R) von 
der Abberufung und forderte beide auf, Rechtsgeschäfte 
und insbesondere Anteilsübertragungen fortan zu unter-
lassen.

Im März 2009 schloss die Q-AG einen Vertrag über 
Verkauf und Abtretung ihrer Anteile an der GmbH mit der 
Beklagten zu 2 (im Folgenden: B2), einer Schwester des 
B3. Sowohl die Q-AG als auch die Erwerberin B2 wurden 
dabei von M vertreten, einer Rechtsanwältin, die in der-
selben Kanzlei wie B3 tätig war. Vollmacht zum Handeln 
für die Q-AG hatte ihr (und dem B3) im Januar 2009 der 
R erteilt, dies unter Befreiung von den Beschränkungen 
des § 181 BGB und mit der Befugnis, im gleichen Umfang 
Untervollmachten zu erteilen. Vollmacht zum Handeln für 
B2 hatte M im März 2009 von B2 erhalten.

Die Klägerin beantragte Feststellung, dass B2 nicht 
Gesellschafterin der GmbH geworden, sondern die Q-AG 
weiterhin Gesellschafterin sei. Das Landgericht gab der 
Klage statt, das Berufungsgericht wies sie auf Berufung 
der Beklagten hin ab. Dagegen richtete sich die Revision 
der Klägerin.

Entscheidung
Im Gegensatz zum Berufungsgericht sieht der II. Zivil-
senat des BGH den B3 nicht als unbeteiligten Dritten an 
und bejaht die Sittenwidrigkeit der Anteilsveräußerung 
wegen Kollusion. Der BGH unterstellt dabei in tatsächli-
cher Hinsicht, dass B3 den Abtretungsvertrag entworfen 
und M zum Gebrauch der Vollmacht der Q-AG veran-
lasst hat. Auch die Vollmacht der B2 solle B3 besorgt 
und seine Schwester als Erwerberin lediglich vorgescho-
ben haben.

Nach Ansicht des BGH ist ein Vertrag sittenwidrig und 
nichtig gem. § 138 BGB, wenn der Vertreter das Geschäft 
kollusiv mit dem Vertragspartner zum Nachteil des 
Vertretenen abschließt (s. bereits BGH NJW 1989, 26 f.; 
NJW 2000, 2896, 2897). Aus gleichem Grund sei ein 
Vertrag nichtig, wenn ein von den Beschränkungen des 
§ 181 BGB befreiter Vertreter seine Vollmacht missbrau-
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che, um mit sich selbst als Geschäftsgegner ein Geschäft 
zum Nachteil des Vertretenen abzuschließen. Eine solche 
Kollusion liege auch dann vor, wenn der Vertreter nicht 
selbst handele, sondern einen arglosen Untervertreter ein-
schalte oder er aufgrund seiner Vertretungsmacht einen 
weiteren, arglosen (Mit-)Vertreter zum Geschäft ver-
anlasse und das In-sich-Geschäft auf diese Weise ver-
schleiere. Diesen letzten Fall sieht der BGH konkret ver-
wirklicht. Soweit der M Bösgläubigkeit gefehlt habe, sei 
das Ansinnen des B3 aus ihrer Sicht der Q-AG zuzurechnen 
gewesen, dies vor allem im Hinblick auf die auch ihm von 
der Q-AG erteilte Vollmacht. B3 habe die Vollmacht damit 
missbraucht. Die Klägerin als einzige stimmberechtigte 
Gesellschafterin und Geschäftsführerin der Mutter-GmbH 
habe nämlich sowohl B3 als auch R ausdrücklich an-
gewiesen, Anteilsveräußerungen zu unterlassen. Auf der 
Erwerberseite handelte nach Ansicht des BGH ebenfalls 
B3: Nach dem zu unterstellenden Vortrag der Klägerin er-
teilte er nämlich der M den Auftrag, für B2 aufzutreten. Von 
einem bewussten Missbrauch wäre selbst dann auszugehen, 
wenn der Auftrag von der arglosen B2 erteilt, sie von B3 
als wirtschaftlichem Erwerber aber nur vorgeschoben wor-
den wäre.

Offen lässt der BGH weiterhin die interessante Frage, 
ob die Veräußerung eigener Anteile einer GmbH in die 
Vertretungskompetenz des Geschäftsführers fällt oder zu-
sätzlich eines Gesellschafterbeschlusses bedarf (offen-
lassend bereits BGH DNotZ 2004, 217, 218; vgl. auch 
Baumbach/Hueck/Fastrich, GmbHG, 20 Aufl. 2013, § 33 
Rn. 28 m. w. N.). Auf einen Gesellschafterbeschluss komme 
es konkret nicht an, weil die Klägerin Anteilsveräußerungen 
ausdrücklich untersagt und B3 dieser Weisung zuwiderge-
handelt habe.

Für das weitere Verfahren weist der BGH schließlich darauf 
hin, dass selbst bei eigenem Erwerbsinteresse der B2 eine 
Unwirksamkeit der Übertragung wegen Missbrauchs der 
Vertretungsmacht in Betracht komme. Ein Missbrauch 
könne auch dann gegeben sein, wenn sich dem anderen 
Vertragsteil der begründete Verdacht eines Treueverstoßes 
des Vertreters aufdrängen müsse. Dies sei nach den vorge-
tragenen (ungewöhnlichen) Umständen des Geschäfts der 
Fall gewesen. 

L. Antoniolli/F. Fiorentini (Hrsg.), A Factual Assessment 
of the Draft Common Frame of Reference, Sellier 
 European Law Publishers, München 2010, 476 Seiten, 
89.– €

Die Study Group on a European Civil Code hat seit 2005 
einen Common Frame of Reference vorbereitet. Ein Draft 
Common Frame of Reference (DCFR) wurde im Jahre 2008 
publiziert. Hierbei handelt es sich um Modellregeln, die die 
Grundlage für ein europäisches Vertragsrecht bilden sol-
len. Zugleich sollen diese Regeln ein Modell für Reformen 
im nationalen Recht der Mitgliedstaaten darstellen und 
so langfristig eine Angleichung des Vertragsrechts in den 
Mitgliedstaaten bewirken. 

Im vorgelegten Werk setzen sich Mitglieder der Common 
Core Evaluating Group mit dem „akademischen“ 
DCFR kritisch auseinander. So wird ein Praxistest der 

Regeln unternommen, bei dem in einzelnen Bereichen 
Beispielsfälle gebildet und anhand der Regeln des DCFR 
wie auch der einzelnen nationalen Rechtsordnungen ge-
löst werden. Die Beispielsfälle betreffen Allgemeine 
Geschäftsbedingungen, Wegfall der Geschäftsgrundlage, 
Schuldnermehrheit, Kaufvertrag, Miete beweglicher 
Gegenstände und Leasing, Auftrag, Bürgschaft, deliktische 
Haftung (Non-contractual Liability Arising out of Damage 
Caused to Another), ungerechtfertigte Bereicherung und 
Erwerb des Eigentums an beweglichen Sachen. Ergänzt 
wird dieser Praxistest durch drei Abhandlungen, die sich 
mit den unterschiedlichen Rechtsquellen des europäischen 
Privatrechts (dem Common Frame of Reference, dem euro-
päischen Verbrauchervertragsrecht und der Rechtsprechung 
des Europäischen Gerichtshofs), der sprachlichen 
Dimension bei der Schaffung eines einheitlichen euro-
päischen Zivilrechts (Common Frame of Reference and 
Terminology) und schließlich dem Vorwurf auseinander-
setzen, das europäische Vertragsrecht sei arm an sozialen 
Werten (Social Contracts in the Light of the Draft Common 
Frame of Reference for a Future EU Contract Law). 

Der DCFR wird unvermeidlich die Ausgangsbasis für 
künftige Rechtsakte der Europäischen Union auf dem 
Gebiet des materiellen Schuldvertragsrechts darstellen 
(sog. Toolbox). Die kritische Auseinandersetzung mit 
diesem Regelwerk, welche die Autoren im besprochenen 
Werk vorgelegt haben, bietet daher einen hervorragenden 
Ausgangspunkt für eine kritische Bewertung dieser kom-
menden Rechtsakte der Europäischen Union.

Dr. Rembert Süß

A. Dutta/S. Herrler (Hrsg.), Die Europäische 
Erbrechtsverordnung, C. H. Beck Verlag, München 
2014, 271 Seiten, 49.– €

Am 11. Oktober 2013 feierte das Deutsche Notarinstitut 
seinen 20. Geburtstag. Es widmete diesen Tag der wissen-
schaftlichen Auseinandersetzung mit der Europäischen 
Erbrechtsverordnung (Verordnung des Europäischen 
Parlaments und des Rates über die Zuständigkeit, das an-
zuwendende Recht, die Anerkennung und Vollstreckung 
von Entscheidungen und die Annahme und Vollstreckung 
öffentlicher Urkunden in Erbsachen sowie zur Einführung 
eines Europäischen Nachlasszeugnisses – kurz: EuErbVO), 
an deren Entstehung das Deutsche Notarinstitut maß-
geblich beteiligt war: Zusammen mit den Professoren 
Paul Lagarde und Heinrich Dörner hatte es im Jahr 
2002 eine rechtsvergleichende Studie zu den erbrecht-
lichen Regelungen des Internationalen Verfahrensrechts 
und des Internationalen Privatrechts in den Mitgliedstaaten 
der EU vorgelegt und darin die praktischen Probleme 
bei der Testamentsgestaltung und Nachlassabwicklung 
bei Auslandsberührung sowie mögliche legislatorische 
Lösungsansätze aufgezeigt.

Der Tagungsband zum Symposium enthält sämtliche Vor-
träge in ungekürzter Form und eine Zusammenfassung 
der sich anschließenden Diskussionen. Dargestellt werden 
Grundlagen und ausgewählte Probleme des neuen Kolli-
sionsrechts ebenso wie das neue internationale Verfahrens-
recht und das Verhältnis der EuErbVO zu Drittstaaten. 

Auch wenn die am 16.8.2012 in Kraft getretene Ver-
ordnung erst auf Erbfälle Anwendung findet, die nach 
dem 16.8.2015 eintreten, sollte sie bereits heute bei jeder 
Nachlassplanung berücksichtigt werden (Überblick über 
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die EuErbVO in DNotI-Report 2012, 121). Dies gilt vor 
allem für die Frage, welches Recht auf Todesfälle nach dem 
16.8.2015 anwendbar sein wird. Dieser Frage widmen sich 
die Beiträge von Solomon (zu den allgemeinen Kollisions-
normen) und Bonomi/Öztürk (zum Statut der Verfügungen 
von Todes wegen). Anknüpfungspunkt wird unter der Ägi-
de der EuErbVO – anders als bisher gem. Art. 25 Abs. 1 
EGBGB die Staatsangehörigkeit – der gewöhnliche Aufent-
halt des Erblassers zum Zeitpunkt seines Todes sein, wobei 
der Erblasser jedoch die Möglichkeit hat, das Recht seiner 
Staatsangehörigkeit zu wählen. Den Begriff des gewöhn-
lichen Aufenthalts und die Verhandlungen um Fragen der 
Rechtswahl greift auch Lechner exemplarisch heraus, um 
einen Einblick in die Entwicklung der Erbrechtsverordnung 
und das Gesetzgebungsverfahren zu geben.

Mit Abgrenzungsfragen beschäftigen sich die Beiträge von 
Dörner (zum Güterstatut) und Hertel (zum Sach- und Ge-
sellschaftsstatut). Ungeklärt ist insoweit vor allem, ob die 
EuErbVO (Art. 1 Abs. 2 lit. k u. l) im Fall des Vindikations-
legats und des Legalnießbrauchs einen unmittelbaren Anfall 
beim Vermächtnisnehmer bzw. die unmittelbare Entstehung 
eines Nießbrauchs anordnen kann und will. Nach Ansicht 
von Hertel setzt sich das Immobilienstatut gegen das Erb-
statut durch, während gegenüber dem Recht der bewegli-
chen Sachen das Erbstatut den Vorrang genießt. 

Probleme des allgemeinen Teils des Internationalen 
Privatrechts (Qualifikation, Vorfrage, renvoi und ordre 
public) behandeln die Ausführungen von Hellner. Zu 
Pflichtteils(ergänzungs)ansprüchen im Rahmen der EuErbVO 
nimmt Lorenz ausführlich Stellung. Für Diskussionen 
könnte in diesem Zusammenhang die Frage sorgen, ob auch 
Pflichtteilsergänzungsansprüche gegenüber nachlassfremden 
Dritten dem Erbstatut unterfallen (sog. clawback).

Die Beiträge von Hess, Geimer und Lange befassen sich 
mit dem internationalen Erbverfahrensrecht nach der Eu-
ErbVO. Bei seiner Darstellung der internationalen Zustän-
digkeit merkt Hess u. a. kritisch an, dass die EuErbVO es 
dem Erblasser nicht ermögliche, einen Gerichtsstand für die 
Erbauseinandersetzung zu prorogieren. Geimer beschäftigt 
sich mit der Beweiskraft öffentlicher Urkunden in einem 
anderen Mitgliedstaat. Lange stellt in seinem Beitrag das 
neue Europäische Nachlasszeugnis vor. Aus deutscher Sicht 
ist interessant, ob das Europäische Nachlasszeugnis einen 
hinreichenden Erbnachweis für Grundbuch und Handelsre-
gister erbringen wird. Dies ist nach Auffassung von Lange 
in einem Ausführungsgesetz zu klären, wobei sich dieses 
seines Erachtens für eine Anerkennung aussprechen sollte.

Den Schluss des Tagungsbandes bilden die Vorträge von Süß 
und Lein. Beide beleuchten das Verhältnis der EuErbVO zu 
Drittstaaten. Süß widmet sich den Problemen, die sich aus 
dem von der EuErbVO angeordneten Vorrang bestehender 
bilateraler Abkommen mit Drittstaaten ergeben. Interessant 
ist schließlich, wie Drittstaaten die EuErbVO wahrneh-
men und wie das Vereinigte Königreich und Irland ihre 
Nichtteilnahme begründen. Nach Lein war hierfür wohl das 
bereits erwähnte clawback ausschlaggebend, das vor allem 
englische Stiftungen fürchten.

Abgerundet wird der Tagungsband durch eine Einführung 
von Herrler und ein Schlusswort von Dutta. Im Schluss-
wort sind die Hauptprobleme im Zusammenhang mit der 
EuErbVO noch einmal zusammenfassend dargestellt.
Zur EuErbVO sind bereits viele Aufsätze erschienen, auch 
solche, die tief in die Einzelprobleme einsteigen. Einen so 

umfassenden Einblick, wie ihn der vorliegende Tagungs-
band liefert, der sowohl in die Tiefe als auch in die Breite 
geht, der die EuErbVO unter allen möglichen Gesichts-
punkten beleuchtet und sich mit ihr auch kritisch auseinan-
dersetzt, hat man bisher vergeblich gesucht. Zur Anschaf-
fung unbedingt empfohlen!

Nicole Emmerling de Oliveira

T. Rauscher (Hrsg.), Münchener Kommentar zum 
FamFG, §§ 1-491, IZVR/EuZVR, 2. Aufl., C. H. Beck 
Verlag, München 2013, 2975 Seiten, 310.– €

Während die Vorauflage noch als vierter Band des 
Münchener Kommentars zur ZPO erschien, handelt es sich 
bei der zweiten Auflage des Münchener Kommentars zum 
FamFG nunmehr um ein eigenständiges Werk, in dem 
neben den §§ 1-491 FamFG jetzt auch die internatio-
nalen familiengerichtlichen Vorschriften kommentiert 
werden, insbesondere die Verordnung (EG) Nr. 2201/2003 
des Rates über die Zuständigkeit und die Anerkennung und 
Vollstreckung von Entscheidungen in Ehesachen und in 
Verfahren betreffend die elterliche Verantwortung und zur 
Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 1347/2000 (Brüssel-
IIa-VO) sowie die Verordnung (EG) Nr. 4/2009 des 
Rates über die Zuständigkeit, das anwendbare Recht, die 
Anerkennung und Vollstreckung von Entscheidungen und 
die Zusammenarbeit in Unterhaltssachen (EG-UntVO). 
In der Neuauflage sind die umfangreiche Rechtsprechung 
seit Inkrafttreten des FamFG (z. B. zur Umsetzung der 
Übergangsregelung in Art. 111 FGG-RG) und die seitdem 
erschienene Literatur umfassend berücksichtigt. 

Aus notarieller Sicht sind u. a. die Ausführungen zur 
Eintragung durch ein örtlich unzuständiges Gericht (z. B. 
bei der Ersteintragung einer GmbH) von Interesse. Nach 
§ 2 Abs. 3 FamFG ändert die örtliche Unzuständigkeit 
nichts an der wirksamen Entstehung der GmbH (allg. 
Meinung). Hierbei handelt es sich allerdings nicht um eine 
Heilungsvorschrift, sodass entgegen der nahezu einhelligen 
Meinung im gesellschaftsrechtlichen Schrifttum grund-
sätzlich eine Amtslöschung nach § 395 Abs. 1 FamFG 
in Betracht kommt. Somit bedarf es einer Korrektur 
der fehlerhaften Eintragung (vgl. § 2 Rn. 50). Da aber 
die schlichte Amtslöschung durch das unzuständige 
Gericht den Bestandsschutzinteressen insbesondere der 
Gesellschafter nicht hinreichend Rechnung trägt, wird eine 
Beseitigung der vom unzuständigen Gericht vorgenomme-
nen Eintragung seitens des zuständigen Gerichts für zu-
lässig erachtet, wenn dieses die Gesellschaft zuvor durch 
Übertragung in sein eigenes Register (etwa auf Anregung 
der Beteiligten) übernommen hat (so § 377 Rn. 2). Meines 
Erachtens könnte man sich insoweit an die Vorschriften zur 
Sitzverlegung (§ 13h HGB) anlehnen. 

Fazit: Durch die Auskoppelung des vorliegenden 
Kommentars zum FamFG aus dem Münchener Kommentar 
zur ZPO stellt er sich nunmehr als echte Alternative (oder 
Ergänzung) zum Platzhirsch Keidel dar.

Notar a. D. Sebastian Herrler
S. Ruhwinkel, Die Erbengemeinschaft, Erich Schmidt 
Verlag, Berlin 2012, 439 Seiten, 59,80 €

Hinterlässt der Erblasser mehr als einen Erben, so wird 
der Nachlass gesamthänderisch gebundenes gemeinschaft-
liches Vermögen der Erben. Das vorliegende Werk des 
Notarkollegen Ruhwinkel gibt einen Gesamtüberblick über 
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das zivilrechtlich in den §§ 2032 ff. BGB niedergeleg-
te Recht der Erbengemeinschaft; ausgehend von ihrer 
Entstehung widmet es sich Fragen der Erbenhaftung, der 
Verfügung über Erbteile und der einvernehmlichen wie 
auch streitigen Auseinandersetzung. Gesellschaftsrechtliche 
Besonderheiten werden dabei ebenso in den Blick ge-
nommen wie Fragen der Beteiligung Minderjähriger. 
Ausführlich behandelt der Autor daneben die Beteiligung 
von Testamentsvollstreckern. Bei einer rein zivilrechtlich 
motivierten Betrachtung lässt es der Autor freilich nicht be-
wenden; vielmehr bearbeitet er in einem eigenen Abschnitt 
auch die steuerlichen Implikationen rund um Erbfall, 
Erbteilsveräußerung und Erbauseinandersetzung.

Ein 50 Seiten umfassender Formularteil komplettiert 
das Werk. Neben Gestaltungsvorschlägen zu Verfügun-
gen über einzelne Erbanteile, die neben den klassischen 
Erbteilskaufverträgen auch Nießbrauchs- und Pfand-
rechtsbestellung umfassen, enthält dieser Formularteil 
Auslegungs- und Auseinandersetzungsverträge und Muster 
zur Errichtung eines Nachlassinventars. Seinen Anspruch, 
Hilfestellung nicht nur für die notarielle Vertragspraxis, son-
dern auch für Richter und Rechtsanwälte zu geben, verwirk-
licht der Autor dabei durch die ferner enthaltenen Formulare 
über eine Verwaltungsvereinbarung der Erben sowie ent-
sprechende Anträge zur Bestellung eines Nachlasspflegers 
oder zur Haftungsbeschränkung (Nachlassverwaltung und 
Nachlassinsolvenzverfahren). Den praktischen Nutzen der 
Muster mindert es freilich, dass sie grundsätzlich nicht er-
läutert werden. Nichtsdestoweniger erweist sich das Buch 
sicherlich als wertvoller Begleiter, sowohl bei alltäglichen 
als auch ausgefalleneren Fragestellungen rund um die 
Erbengemeinschaft.

Notarassessor Dr. Philipp Müller
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